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gegen

- Klägerin und Berufungsbeklagte -

EINGEGANGEN

1Z 0EZ. ?013
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den Vorsiuenden Richter am

Oberlandesgericht und

hal der 4. Zivilsenal des Oberlandesgerichts Naumburg durch

Oberlandesger sowie die Richter am

auf die mündliche Verhandtung vom

21. November 2013

tür Recht erkannt:

1. Auf die Berufung der Bektagten wird _ unter ZurüCkweisung oes
weitergehenden Rechtsmittets - das Urteil der 1 1. Zivflkamme, oes
Landgerichts Magdeburg vom 29. November p012, Az.:11 O 1632/11,

und das ihm zugrunde iiegende Verfahren aufgehoben und die Sache
zur erneuten Verhandlung und Entscheidung, auch über die
außergerichllichen Kosten der Berufung, an das Landgericht Magdeburg

zurückverwiesen.

2, Gerichtsgebühren für das Berufungsverfahren werden nicht erhoben.

3. Das Urteit ist vorläufig vollstreckbar.

und beschlossen:

Der Streitwert fr)r das Berufungsverfahren wird auf 44.g00,-- € testgeseut
(SS 63 Abs. 2 Sarz 1, 47 Abs. 1 , 39 Abs. 1 , 43 Abs. 1, 49 Abs. .t Satz 1 GKG in
Verb. mit den 55 2,3,6 Sau 1 ZpO und g 45 Abs. I Satz 3 GKG anatog).

Grlinde

t.

Die Klägerin begehrt aus einer bei der Beklagten unter Einschuss des Feuerrisikos seit
dem 22 Februar 2010 abgeschrossenen rmmobirienversicherung die Feststeflung der vertragri-
chen Eintrittspflichr fur einen unstreitig eingetretenen Gebäude-Brandschaden in der Nacht zum
10. August 2010 und die zahrung eines Abschrags auf die versicherungsreistung in Höhe von
24.200,-- €.

streitig ist, ob statt der vertragtich vorgesehenen Nutzung des Gebäudes je zur Hältte als
Gaststäfte und Pension die Kiägerin auch beabsichtigte, die lmmobitie im obergeschoss als Bor_
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dell oder stundenhoter zu nutzen, und darüber die gekragle, dre deswegen den versicherunos_
venrag mehrfach angefochten hat, arglistig getäuscht hat.

Die Ktägerin hane mit Zuschlagsbeschluss des Amtsgeflchts vom
01. Februar 2010 das in der Gemarkung gelegene, mit einer zweigeschossigen
Gaststäfte nebst saaranbau und Garagen bebaute Gfundstück für 18.000,- € eruvorben und war
am 07 Mai 2010 ars Aleineigentümerin im Grundbuch eingetragen worden (Anrage K 1a = Br. 1 _

13 Anrageband, i. F. abgekürzt: ÄB). Nach dem im zwangsversteigerungsverfahren eingehorten
Gutachten der Diplom-Kautfrau vom 12. November 2008 (Antage K tb = Bt. i4 -
81 AB) berief sich der verkehrswert des Grundstückes mit Gebäuden zum stichtag am 05. No.
vember 2008 auf 56.000,- € (Br. 47 AB). Das Grundstück riegr verkehrsgünstig an der L 47 au-
Serhalb von Barleben und am Encie cies Ausbaus cJer Fl14 und verfrigt über eine große Hoffläche,
die auch zum Abstetlen von Lkws geeignel ist.

Mit wirkung ab dem 22. Februar 2ol0 schross die Krägerin tür ein Jahr mit verränge-
rungsklausel unler zugrundelegung des im zwangsversreigerungsverfahren eingeholten ver-
kehrswerlgutachtens bei der Beklagten für das Grundstück eine lmmobilienveEicherung inklu-
sive Feuerversicherung mil einer versicherungssumme von 56.000,- € und einem vereinba en

selbstbehalt von 2.500,-- € ab, dokumentiert im versicherungsschein vom 05. März 20.10 (Anlage

K 10 = Bf. 242 - 247 Anlageband, i. F. abgekürä: AB) und gettend für fotgendes

,,Ve rs i c he rungsg ru nclstü c k

Ber Vedtagsschluss wurde(n) folgende Betriebsaft/Betiebsarlen berücksichtigt
50 o/o Flächenanteil
50 o/o Flächenanteil

Gastsfäüe fr(e,ne 8ar, Di sco, Vargni)gu ngsbetieb)
Pension (mit Restaurant)" .

vertragsbestandteil sind namenllich die Bedingungßn fur db Fimen lmmobitienversiche-

rung (BFIMO) [Anlage K 14 = Bl. 253 - 272 AB] nebsl Ettäuterung (Antage K ls = ]1. 279127a

AB) sowae ein Prcdumnfomationsblafr zur Firmen lmmobilienversicherung (Anlage K 1 1 =
Br, 248 - 250 AB).

In ihrer Geweöe-Anmeldung vom 23. März 2010 (Antage K 3 = Bl. 84 - 85 AB) gab die

Klägerin an, im ab dem 01. Mai 2010 eine Sch6nk- und SDeisewittschait betreiben zu

wollen, wozu es jedoch, trotz einiger durchgeführter Instandsetzungs- und Ausbauarbeiten im

Dachgeschoss für die Heizungs- und Elektroinstallationsantage, ausweislich der Gewerbe-
Abmeldung vom 03. Augusl 2010 (Anlage K 5 = Bl. 98 AB) nicht kam.

In der Zwischenzeit hatte die Klägerin das Grundstück mil notarie em lGufvertrag vom

07. Jull 2010 (Anlage K 4 = Bl. 86 - 97 AB) für '13.000,- € an r veräußert, wetcher
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- mit der Eintragung einer Eigentumsübertragungsvormerkung am 13.07.2010 im Grundbuch
(Bl 6 AB) verbundene - venrag durch Auftebungsvertrag vom a0. september 201 1 (Anrage
K 29 = Bf. 292 '2s4 ABI nach vorangegang enet verzichtsefurärung des Käufers vom 02. August
2011 (Anrage K 28 = 8r.291 AB) wieder rückgängig gemacht wurde. zuvor hane die Krägerin
bereits mit Anwaltschreiben vom 18. August 2010 (Antage K 7 = Bt. Z31. 232 AB) die Anfechtung
des vertrages und hilfsweise den RücKritt davon mit der Begründung erklärt, der Käuter habe
vorstraten aus wirtschattsstrafdelikten verschwiegen und könne deshalb, denn eine Gewerbeer
laubnis werde er nicht erhalten, auch den vereinbarten Kaulpreis nicht zahlen.

In der Nacht vom 09. aut den '10. August z01o brannte das versicherte Gebäude mit der
Gaststäne vollständig nieder. Nach dem Ergebnis der polizeilichen Ermittlungen handette es sich
um eine Brandstlftung. Ein Täter konnle nichr erminelr werden.

Mit Schreiben vom 11. Januar (Antage K 22 = Bl. ZA1 AB), 25. Februar (Antage B 3 =
81.50 Bd. ld. A.) und 18. Mai 2011 (Antage B 7 = Bt. 78 Bd. td. A.) erktärte die Bektagre insge-

samt dreimal die Anfechtung des versicherungsvertrages wegen arglistiger Täuschung und

führte aus, ihre Ermrttlungen hätten ergeben, dass die Klägerin die pension auch und vor allem

zur Ausübung der Prostitution habe nutzen wollen, bei Kenntnis wetcher Tatsache der Antrag auf
Abschluss der Gebäudeversicherung nicht angenommen worden wäre.

Die K lä g e r in hat eine beabsichtigte VeMendung des Gebäudes zum Zwecke der

Prostitution bestritten. sie hat vorgetragen, erst nach der Ersteigerung des obiekts mit Überle-

gungen für dessen NuEung begonnen zu haben. Die ursprüngliche planung sei gewesen, den

zu sanieren und an einen Pächler zu vermieten. Dann sei der Gedanke aufgekommen,

in dem Gebäude einen Pensionsbetrieb in moderner Form einzurichten, wo auch Fernfahrer in

ihren Buhepausen stundenweise häflen schlafen können sollen. Ein solches Geschäftsmodetl

hätte den Gewinn gesteigert, weil man die Zimmer dann nicht nur tage-, sondern auch stunden-

weise häne vermieten können.

Am 08, Februar 2010 habe auch ein Besichtigungstermin mit Pachtinteressenten stattge-

funden, die in Begleitung des Makters erschienen seien. Einer der beiden Herren habe

eine Jogginghose getragen. Späler sei ihr zugelragen worden, dass einer der beiden Interessen-

ten der als Zuhäller bekannte gewesen sei. Nachdem die Interessenten erklärt

hänen, dass sie eine vollständige Sanierung des Gebäudes erwarteten, aber auch nur eine Pachl

von 1-000,-€ zu zahlen bereit gewesen wären, habe sie, die KIägerin, die Pachtinteressenten

hinausgeworfen.
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SchlieBlich habe sie sich zur Einrichtung eines eigenen Gaststättenbetriebs mit pension

entschlossen und daher bei der Gemernde eine Genehmigung zum Betrieb einer schank- und
speisewirtschaft beantragt. von diesem pran habe sie jedoch dann wreder Abstand genommen
und das Grundstück verkauft.

Die Klägerin hat beanrrag(,

1. festzustellen, dass die Arglislanlechtung und der Rücktritt der Beklagten vom
1 1. Januar 2011 gemäß $ 22 WG in Verb. mit $ 142 BGB unwirksam selen und
die Beklagrte den Feuerschaden am versicherten Gebäuoe

gemäß den SS 21, 22 BFtirO zu regutieren habe,

2, die Beklagla zu verurteilen, an sie, die Ktägerin, eine angemessene Abschlags-
zahlung auf den Gebäudeschaden zu der Schadennummer

auf Grund des Brandschadens vom 10. August 2010 in Höhe von
24-20Q,-- E nebst 8 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz der Eu_

ropäischen Zentralbank seit dem 12. Februar 201 1 zu zahlen.

Die Beklagte hal beantragt,

di9 Klage abzuweisen.

Die B e k la g t e behauptet, von der Klägerin bei Abschluss des Versicherungsvertra-

ges arglistig hinsichtlich der künftigen Nutzung des Grundstücks getäuscht worden zu sein, wes-

halb sie berechtigt gewesen sei, den Versicherungsvertrag, wie dann mehrtach geschehen, we-

gen arglistiger Täuschung anzufechten.

Sie veMeist hierzu zunächst auf ihren intemen Email-Verkehr. wonach dle Kläoerin zu.

nächst über ihren Bruder der aber nicht Vermittler der Versicherung gewesen sei,

um ein Angebot auf Abschluss einer lmmobilienversicherung mit der angegebenen Betriebsart

Gastsfätfe mit Pension gebeten habe. Die Klägerin sei durch den Zeuge, vorsorglich

darauf hingewiesen worden, dass das Angebol nur tür den Fall gelte, wenn sich Grundstück und

Gebäude in einem guten Zustand befänden und eine Versicherung nicht möglich sei, wenn eine

Bar, ein Vergnügungsbetrieb oder Ahnliches geplant sei. Die Ktägerin habe entgegen ihren An-

gaben jedoch von vornherein beabsichtigl, in der oberen Etage des Gebäudes ein

Slundenhotel für Damen aus der Rotlichtszene einzurichlen und zu vermielen.

Dies ergebe sich bereits aus ihrer polizeilichen Zeugenvernehmung vom 13. August 2010

(Anfage B 2 = Bl. 43 - 49 Bd. I d. A.), bei der sie gegenüber dem Polizeibeamten, dem Kriminal.

oberkommissar (KOK) , angegeben habe, die obere Etage des Gebäudes als Stun-

denhotel an Damen vermielen zu wollen, ohne selbst als Betreiberin aufzutrelen. lhr sei auch
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bekannt gewesen, dass die Mietinteressenten aus der Roflichtszene stammten. lhre Mietpreis-
vorslellung in Höhe von 3.000,--€ mona ich sei nur in diesem Mirieu zu erzieren gewesen. Für
ihre anfängliche Absichl zur Errichtung eines stundenhotels in dem Gebäude sprächen auch ihre
weiteren Angaben bei der polizeilichen Vernehmung gegenüber wonach sie aus
dem Milieu Drohungen erhalten habe fiir den Fall, dass sie aus dem objekt ein Bordelr mache.
sollte sie den Entschluss, in dem Gebäude ein stundenhotet zu betrerben oder betreiben zu las_

sen, erst nach verlragsschtuss geiasst haben, so hätte die Klägerin dies ats nichl unerhebliche
Gefahrerhöhung unvezüglich anzeigen müssen. Bei Kenntnis der tatsächlichen umstände wäre
der Antrag der Klägerin auf Abschluss einer Gebäudeversicherung nicht angenommen worden.

Nach Durchführung einer Beweisaulnahme miftels Vernehmung der Zeugen

am 12. Juii ZA|Z Fi. i60 - 170 Ad. i d. A.) sowie cjes weiteren Zeugen

am 08. November 2012 (Bt. 1S - 1g Bd. d. A.) zu der Beweisfrage, ob es der Klägerin

nicht darum gegangen sei, in den Räumlichkeilen ein Bordell zu betreiben, hat das Landgericht

durch urteil vom 29. Novembet 2012 der K la g e bis auf eine marginale zinsditferenz vollen

Umtanges s t a t t g e g e b e n und zur Begründung namenflich Folgendes ausgetührt:

Der Versacherungsvertrag sei nicht durch die von der Beklagten erkläne Antechtung gemäß

S 123 BGB rückwirkend beendet worden, weil eine da2u notwendige arglistige Täuschung nicht gege-
ben bzw. iestzustellen sei. lm Ergebnis der Beweisaufnahme sei die Kammer nicht davon überzeugt,
dass die Klägerin tatsächlich den Betrieb eines Borde[s geplanl habe.

Zwar habe der Zeuge den Inhatt seines von ihm erstellten VernehmunosDrotokolls

bestätigt, wonach er die Klägerin so verstanden habe, dass sie die Absicht gehad habe, die Zimmer
an Leute aus dem Rotlichtmilieu zu vermielen. Abar der Zeuoe , der ebenso wie der Zeuge

Polizeibeamter sei, habe das Gegenteil bekundet, nämlich sich sicher zu sein, dass die
Klagerin in ihrer Vernehmung nicht geäußert habe, in dem Obiekt Zimmer an Prostituierte vermieten
zu wollen oder vermieten zu lassen. Es sei vielmehr die ganze Zeit nur um eine normale Gastronomie
und Hotellerie gegangen. Der Zeuge habe möglicheMeise etwas durcheinandergeworten,

als er ihm erläutert habe, das Milieu hege dort gewisse Absichten, welche Absicht dann fätschlicher
weise der Klägerin zugeschrieben worden sei,

Die gegensätzlichen Bekundungen beider Zeugen schlössen sich im E/gebnis wechsetseitig
aus. Beide Zeugen seien tür die Kammer gleichermaßen glaubwürdig und ihre Bekundungen gtei-

chermaßen glaubhafi. Greifbare Anhahspunkte dafür, dass einer der Zeugen nicht die Wahrheit ge-

sagt haben könnte, habe die Kammer nichl gewinnen können. Daher habe sie sich auch nicht mil der
notwendigen Sicherheit davon überzeugen können, dass der Inhalt der vom Zeuge nie-

dergelegten Vernehmung der Klägerin zulreffend sei.

Dies gehe auch vor dem Hinlergrund der Bekundungen des Zeugen der bekundet habe,

dass die Klägerin ihn in einem Telefongespräch gesagt habe, dass unten eine Table-Dance-Bar rcin
solle und oben ein Put?. Selbst wenn d'e Außerung der Klägerin so gefallen sei, lasse sie nicht den

Schluss daraul zu. dass sie selbst oben Derartiges habe betreiben wollen. Vielmehr sei es so, dass
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die Klägerin dem zeugen in dem relefongespräch habe klarmachen woflen, dass sich auch Mit-
glieder der Flotrichlszene 1ür das objekt interessienen. Ihre Außerung könne daher auch so zu verste-
hen sein, dass sie dem zeugen nur das Inleresse des Flollichlmitieus iür das Gebäude habe
deutlich machen woflen. Die Außerung rasse aber nicht den aleinigen schruss zu, dass sie den Be.
trieb einer solchen Einrichlung geplant habe.

Dieses Verständnis werde auch durch die Bekundungen des Zeugen , des Bruders
der Klägerin, bestätigt. Der habe ausgesagt, dass in dem Gebäude eine rappas-gar habe entslehen
sollen. soweit die Krägerin gegenüber dem zeugen auch von einem stundenhoter gesprochen
habe, habe sie damit immer nur eine Art Motel lür Ferniahrer und nicht Zimmer für prostituierte oe-
meint.

Die vemehmung des zeugen sei schrie8rich unergiebig gebrieben, weir er sich an die
Selragung nicht mehr habe erinnern können.

Der Klägerin stehe oeben dem Anspruch aui Feststellung der Eintrittspfticht der Beklagten auch
ein Anspruch auf eine Abschtagszahtung in Höhe von 24.zoo,-- € zu gemäß den ss 14 Abs. 2 satz 1

WG in Verb. mit 27 Abs. 2 Satz 3 des Produktinformationsblalles zur Firmenimmobilienversicherung.
Danach könne der veGicherungsnehmer Abschtagszahlungen in Höhe des Betrages vertangen, den
der versicherer voraussichttich mindestens zu zahlen habe, Auf der Grundlage des Gutachtens der
Sachverständige im Zwangsversleigerungsverfahren von 56.000,- € habe die Be-
klagte keine nachvollziehbaren Gründe dalür vorgetragen, warum der Klägerin nichl eine Abschlags-
zahlung in Höhe von etwa der Hältte dieses Wenes zustehen solle. Denn unstreitia sei das Gebäude
total abgebrannt.

Gegen dieses ihr am 03. Dezembet 20'12 zugestellte Uneil richlet sich die am 13. Dezem-

bet 2012 eingelegte und am 04. März 2013 innerhalb der bis zu diesem Tag verlängerten Frist

begrundete Berufung der Beklagten.

Sie wendet sich gegen die Beweiswürdigung des Landgerichts und meint, diese verstoße

gegen DenkgeseEe, was die Aussagen der Zeugen anbelange. Wegen

de, gegensätzlichen, sich wechselseitig ausschließenden Bekundungen beider Zeugen stehe

fest, dass einer von ihnen die Unwahrheit über den Inhalt der Vernehmung der Klägerin am

13.August 2010 gesagt habe. Dennoch habe das Landgericht beide Zeugen als glaubwürdig

eingestutt, ohne auszuführen, welche Erwägungen dem zugrunde lägen.

Viehehr sei allein die Zeugenaussage des KOK glaubhait, nicht hingegen die-
jenige des KOK , Dies ergebe sich daraus, dass der Z6uge anlässtieh seiner Ver-

nehmung vor dem Landgericht am 12. Juli 2012 als weitgren, bei der Vernehmung anwesenden

Zeugen den in seiner Abteilung tätigen Polizeibeamten angegeben habe, den die

Klägerjn in ihrer Klageschritt nicht eanmal eMähnt habe. Daraufhin habe sich der Zeuge

nach seiner Vernehmung mit Schretben vom 16. Juli 2012 (Bl. 138 Bd. I d. A.) an das Landge.
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richt gewandt und mitgeteirt, dass er sich über die rdentität seiner Begreitperson geirrt habe und
nicht der Polizeibeamte , sondern Kor! bei der vernehmung der Krägerin anwesend
gewesen sei. Erläuternd habe der zeuge dem Landgericht ein lnformationsprcfokoll vom .lo. 

Au_
gust 2010 (Bl. 139 - 140 Bd. I d. A.) zugesandr, in dem der Name mehrfach aufgeführt sei.
Bei seiner Vernehmung habe der Zeuge sich auch auf seine Notizen bezogen und den-
noch den Zeugen als teilnehmenden Kollegen benannt. Wie es dann zu dem Irrtum habe
kommen können, sei nicht nachvollziehbar. Fragwürdig sei auch die Eigeninitiative des zeugen
gegenüber dem Landgericht, soweit er den von ihm bei der damaligen vernehmung als anwe-
send angegebenen zeugen gegen einen anderen austausche, ohne dass das Landgericht sich
damit auseinandergeseEt habe.

Gegen die Gtaubwürdigkeit des Zeugen spreche zudem, dass er in einem anderen
Punk die unwahrheit gesagt habe. Nachdem er bei der vernehmung zunächst bekundet habe,

die Klägerin anlässlich der Beweisaufnahme zum ersten Mal seit der polizeilichen vernehmung

wieder gesehen zu haben und beide bis heute nicht mehr miteinander telefoniert hätten, habe er

auf Nachfrage des Beklagtenvertreters einräumen müssen, dass die Ktägerin ihn angerufen und

gefragt habe, ob er für die Vernehmung als Zeuge zur Verfügung stehe.

Das Landgericht habe zudem die Aussage des Zeugen unberücksichtigt gelas-

sen, wonach er die Vernehmung der Klägerin allein durchgetLihrt habe, ohne einen Kollegen hin-

zuzuziehen.

Die Beklagte meint, das Landgericht häne spätesrens dann das ihr gemäß 5 394 Abs.2

ZPO eingeräumte Ermessen in der Weise ausüben müssen, die beiden Zeugen und

einander gegenüberzuslellen.

Es fehle auch eine AuseinanderseEung des Landgerichts mit der Aussage des Zsugen

Sie sei zwar in Bezug auf die Beweistrage unergiebig, Das Aussageverhalten dgs Zeugen

deute iedoch stark darauf hin, dass er von dem Zeugen beeinflusst worden sei. Zunächst

habe der Zeuge bekundet, dass er noch konkrele eigene Erinnerungen an die Vernehmung der

Klägerin gehabt habe. Erst nach langer und mühsamer Befragung habe der Zeuge einräumen

müssen, dass er heute nicht einmal mehr wisse, ob er an der Vernehmung überhaupt teilge-

nommen habe. Somit habe der Zeuge das Gerichl zunächst glauben machen wollen, dass er die

Angaben des Zeuger aus eigener Erinnerung bestätigen könne, um erst nach diversen

Nachfragen einzuräumen, dass eine solche Erinnerung tatsächlich bei ihm nicht bestehe. Da die

Vernehmung der Klägerin nicht in Magdeburg, sondern in Wolmirstedt stattgefunden habe und

dgr Zeuge während seiner Arbeit im Dezernat rur an zwei Vernehmungen insgesamt teilge-

nommen habe, wäre zu erwarten gewesen, dass er sich noch zumindest daran erinnert hätte,
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falls eine solche vernehmung stattgefunden habe. Die fehlende Erinnerung des zeugen lasse

nur den Schluss zu, dass er damals nicht dabei qewesen sei.

Bemerkenswen sei auch, wie der Zeuge von dem prozess erfahren habe, nämlich

durch einen vorherigen Anruf des zeuger und dessen Frage, ob er sich an den vorgang
noch erinnern könne. Der Zeuge habe zudem einen überaus unsicheren Eindruck vermit
telt, er sei sehr nervös, unsicher und bemüht gewesen, den Inhalt der Notizen des Zeugen

waederzugeben.

Ungewöhnlich und ein eigenes lnteresse belegend sei auch das Verhalten des Zeugen

nach der Verhandlung am 12. Juli 2012 gegenüber ihrem prozessbevo mächtigten, der,

vor dem Gerich6gebäude aui ein Taxi wariend, bemerki habe, wie sich cjer Zeuge mit cier

Klägerin und deren Bruder, dem Zeugen angeregl unterhalten habe. Man habe ge-

scherzt und zusammen geraucht. Der Zeuge habe sich dann aus der Gruppe gelöst, von sich aus

den Prozessbevollmächtigten angesprochen und geäu ßert:

.flerr Rechlsanwall Sie mtssen mir glauben, lch sage hier die Wahrheit,

nicht mein Kollege."

Die Beklagte beantragt,

1. unter Abänderung des Urteils des Landgerichts lvlagdeburg vom

29. November ?012, Az.; 1 1 O 1632/1 1 , die Klage abzuweisen, sowie

hiltsweise die Sache unler Au{hebung des angelochtenen Uneils an

das Landgericht, vorzugs\üeise an eine andere Kammer, zurückzu-

verwelsen.

Die Klägerin beantragt,

die Berufung zu rückzuweisen.

Sie verteidigt die angeiochtene Entscheidung unter Wiederholung ihres erstinstanzlichen

Vorbringens,

.

Die gemäß S 511 Abs. 1 und 2 Nr. 1 ZPO slatthafte und auch sonst tormell zulässige, ins-

besondere form- und fristgerecht gemäß den 55 517, 519, 520 ZPO eingelegle und begründete

Berufung der Beklagten ist insoweit gemäß $ 538 Abs- 2 Satz 1 Nr. 1 ZPO begründet, als auf
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ihren Hirfsantrag wegen wesenflicher verfahrensmänger in erster rnstanz (1) unter Aufhebung der
angetochtenen Entscheidung nebst zugrunde riegender verhandrung die zurückverweisung der
sache an das Landgericht Magdeburg mangels hinreichend festgesteltter Tatsachen für eine
abschließende Entscheidung in zweiter Instanz zweckmäßigerwetse gebolen war (2).

sofern der Bekragten bei der in erster rnstanz zu wiederhorenden Beweisaufnahme der
Nachweis geringen so[te, von der Krägerin bei Abschruss des versicherungsvertrages in Bezug
auf die Nutzung des objekts argristig getäuscht worden zu sein, wäre dis Krage, was im Einzer_
nen noch vorsorglich zu erläutern zweckdienlich erscheint, abweisungsreif (g).

1' Das Verfahren des ersten Rechtszuges ist hinsichtich der Beweisaurnahme und Be-
weiswürdigung gekennzeichnet durch we se n ich e v e rfa h re n s m än g e l, auf de_
nen die angefochtene Entscheidung beruht und die gEmäß $ Sg8 Abs. 2 Satz 1 Nr. I ZpO wegen
der umfängrichen, da komprett zu wiederhorenden und punktuel zu erganzenden Beweisaufnah_
me zu deren Authebung und zur zurückve*eisung der sache an dr6 ersle rnstanz Anrass geben.

Es ist anerkannt, dass beweisrechriche verfahrensfehrer In erner mangerhaften Beweis_
würdigung im sinne von s 2g6 Zpo wie auch in einer unzurängrichen, den kontroversen sach-
verhan nicht hinreichend aufkrärenden Beweiserhebung riegen können (vgr. oLG Köln, versR
1977,577; Heßler, in: Zötter,ZpO,30. Aufl. 2014, S 538 Fdnr. 2g). Der Verhhrensfehter in Ge-
stalt einer mangerhaften Beweiswürdigung besteht im vorriegenden Fa1 vor arem darin, dass das
Landgericht ohne nachvotziehbare und den sachverhalt auch nur annähernd ausschöptende
Begründung die Zeugen zum lnhalt der potizeilichen Vernehmung der
Klägsrin am 13. August 2010, in der sie zur gepranten Nutzungsart der rmmobirie ausgesagt hat,
greichermaßen ars graubwürdig und ihre Bekundungen ars graubhafi angesehen hat, obwohr die
zeugen sehr un@rschiedrich auf den prozess Einiuss bzw. nicht Eintuss genommen haben.

Da sich ihre Aussagen überdies diametrar widersprechen, ware auch spätestens bei der
FortseEung der Beweisaufnahme in dem zweiten Termin eine Gegenüberstellung der Zeugen
nach S 394 Abs. 2 ZpO, eventuell in Verbindung mit einer Beeidagung nach S 391 ZpO, unab_
weisbar gewesen, statt der mehr oder weniger harrosen spekuraüon des einen zeugen Raum zu
geben, der eine habe den anderen möglicherweise missverstanden.

Ebenso hätte in Bezug auf die Aussage des Zeugen dle reine Vermulung des Land_
gerichts, dieser habe seinerseits viefleicht wiederum die Krägenn terefonisch missvorstanden,
eine dies eindeutig krärende Nachfrage und anhand der vom zeugen g6fertigten Aktenoti' votzu-
nehmende Prausibiritälskontrole der Angaben stattfinden müssen, werches Manko, zumar im
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verein mit den anderen, das Beweisergebnis in e.ster Instanz vo[ends zur r!4akuratur werden
lässt.

Eine nähere Auseinanderseeung des Landgerichts mit den besonderen umständen der
Aussage und des anschließenden verhallens des setbst gewissermaßen aktiv durch die Benen-
nung, Auswechselung und sogar noch Instruierung eines weiteren - von den paneien und del
Klägerin bis dahin nicht einmar erwähnten - Zeugen in den prozess erngreifenden zeugen

fehlt bereits vollends. Die tapidar getroffene Festste ung, beide zeugen seien als Kriminalbe-
amten gleichermaßen graubwürdig bzw. graubhatt in ihren Aussagen und greichsam jedweden
Zweifels enthoben. enträt mithin bereits offenkundig einer nachvollziehbaren Grundlage und lässr
die Beweiswürdigung gerade zu dem zentraren punk der Auseinandersetzung, was den kontro-
veisen inhart dei porizeiiichen vernehmüng der Krägerin anbeiangi, ebenso fragmentarisch wie
mangelbehattet erscheinen.

unbeschadet dessen hatte sich das Landgerichr auch angesichts der einander ausschrie-
ßenden und widersprechenden Zeugenaussagen nicht letz ich auf die bloße Spekulation zurück_
ziehen dürfen, der Zeuge habe den Zeugen womöglich, wie von diesem be-
merkenswerterweise unter Bezugnahme aur seine Notizen und ein angebriches Gespräch an-
schließend zusammen mit dem mehrfach namenflich erwähnten - aber in dem nachträglich vor-
gelegten Informationsprotokoll (Bt. 139/140 Bd. I d. A.) gar nicht mehr auftauchenden - Kollegen

geäußert, missverstanden, sondern die Zeugen zwingend nach S 394 Abs.2 ZpO einan-
der gegenübersterlen müssen und gegebenenra[s auch noch, wegen der Bedeutung der Aussa-
ge 0der zwecks Heöeiführung einer wahrheitsgemäßen Aussage, einen der beiden zeugen ge-
mäß 5 391 ZPO beeidigen müssen.

Näch s 394 Abs. 2 Zpo können Zougen, deren Aussagen sich widersprechen, grundsätz-
lich zwar nach freiem Ermessen des Tatrachters einander gegenübergesteüt werden. Die mögri-
che und notwendige Kontrolle in zweiter Instanz, ob die Grenzen dieses Ermessens gewahrt wor-
den sind (vgl. AAG, NJW i968,566; Greger, in: Zö er,ZpO,30. Aufl,201a, S 394 Rdnr.2), führt
hier allerdings zu einer Ermessensreduzierung gleichsam auf /vu// in dem sinne, dass die Ge-
genüberstellung hätte durchgefrlhn werden müssen.

Die unterlassene Gegenüberste ung der Zeugen späteslens im
zweiten Beweistermin am 08. November zo1z, in dem auch slatt des zunächst benannten poli-

zeibeamten Ge/id der vom Zeugen nechbenannte pOM als Zeuge
vgrnommen wurde, stellt einen gravierenden verfahrensfehler dar, weil zu diesem zeitpunkt be-
reits eine derartige vielzahl von widersprüchen und sonstigen ungereimtheiten im zusammen-
hang mit der Aussage des Zeugen zu regastneren war, die das an sich nach S 394 Abs. 2
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zPo erötfnete Ermessen derart reduzierten, dass einzig dae ergänzende Beweisauinahme durch

Gegenüberstellung der zeugen noch die zutreffende Ermessensentscheidung sein konnte und

das Absehen von ihr einen das vertahren hochgradig mangelhatt werdenden Ermessensfehl-

gebrauch darstellte.

In der Beweiswürdigung des Landgerichts bleibt bereits eine anlängliche unwahre Bekun-

dung des Zeugen unbeachtet, der zunächst ausgesagt hatte, bis zum Beweistermin nicht

mehr mit der Klägerin teleioniert zu haben, um kurz danach auf ausdrücktiches Belragen des

Prozessbevollmächtigten der Beklagten seine Aussage dahin zu korrigieren, dass die Klägerin

ihn zuvor angerufen und getragt habe, ob er für die Vernehmung als Zeuge zur Verfügung stehe.

Abgesehen von dem erst auf Nachfrage eingeräumten Kontakt mit cier Klägerin, erwech
auch das weitere Aussageverhalten des Zeugen Zweilel am Wahrheitsgehalt seiner Aus-

sage, soweit es um die Anwesenheit eines dritten Polizeibeamten bei der Vernehmuno der Klä-

gerin und dessen ldentilät geht.

Merkwürdig ist nicht nur, dass die Klägerin in der Klageschrift mit keiner Sitbe einen neben

den Zeugen , bea ihrer Vernehmung anwesend gewesenen dritten Polizei-

beamten eMähnt hat noch.iemals vorher davon etwas hat verlauten lassen. Mehr als fragwürdig

und generelle zweilel an der Richtigkeit des seinerseits Bekundeten erweckend nimmt sich das

Aussageverhalten des Zeugen 2ur ldentität des angeblich dritten Polizeibeamten aus, als

den er bei seiner Vernehmung vor dem Landgericht am 12. Juli 2o1z unter Bezugnahme auf sei-

ne eigenen Notizen über die Vernehmung der Klägerin mehrlach den Kollegan ängibt, mit

dem er auch nach der Vernehmung der Klägerin noch mit dem Zeuger zusammen-

gesessen und diesem vereint den - mit der Aussage der Klägerin, wie er glaubte, schlieBlich

durcheinandergebrachten - Hintergrund des Geschehens im Rollicht-Milieu erläutert habe. In
dem von ihm selbst angeie.tigten lnfomationsprotokoll - Ereignisse im Ro ichtmitieu vom
10. August 2010 (Bl. 139 - 140 Bd. I d. A.), vorgetegl mir dem seine Aussage korrigierenden

schrittsaE vom 16. Juli 2012 (Bl. 138 Bd. I d. A.), findet sich indessen sratt des Kriminatkommis-

sars dreimal der Name von KOM als dem dritten seinerzeit an der Vernehmung

angeblich teilgenommen habenden Polizeibeamten, der allerdings, als Zeuge betragt, außer den

dazu vom Zeugen vorab erhaltenen lnformationen schließlich nichts mehr äus eigener

Erinnerung zu dem Geschehensablaui beitragen konnte und letztendlich nicht ejnmal mehr wuss-

te, ob er seinerzeit überhaupt dabei gewesen war.

Von einem Polizeibeamten und erst recht von einem überaus erfahrenen Polizeibeamten

wie dem Zeugen der nicht zum ersten Mal vor Gericht als Zeuge erschienen

ist, sondern aut eine langjährige forensische Routine zurückblicken kann, könnte und musste
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indes seriöseMeise eMartet werden, dass er sich auf einen Beweistermin, lür den zur verfügung
zu stehen er sogar der Klägerin noch auf deren Anruf vorab teletonisch zugesagt hatte, gewis-

senhaft vorbereitet und den Inhatt einer mehrere Jahre zurücktiegenden, zwangsläufig njcht mehr
im Gedächlnis haftenden Vernehmung durch Einsicht in seine eigenen Notizen in Erinnerung ruft

und seine Aufugichnungen zusätzlich zum Beweistermin mitnimml, Dann ist aber schlechterdings

nicht nachvollziehbar, warum der Zeuge der sogar ausdrücklich und mehrfach auf seine

damals eigens gelertigten Notizen bei der detai ierten Aussage in erster Instanz Bezug nahm

und auch nur von daher die geschilderten Details seiner Aussage noch hat oder hätte rekon-

struieren können, sich derart Über die ldentitäl des vorgeblich dritten, einzig von ihm selbst über-
haupt erst in das prozessuale Geschehen eingeführten Polizeibeamten derart hat irren können,

dass er nur wenige Tage nach seiner vernehmung am 12. des Monats mit schreiben vom
16. iuli 20'i2 seine Aussage zu korrigieren und seine damalige Begleitperson gewissermaßen

auszuwechseln gehalten war.

ln hohem Maße bemerkenswert und irritierend jst ferner die vom Zeugen sodann
ergritfene Eigeninitiative, den neu und gewissermaßen ersatzweise von ihm benannten zeugen

vor dessen vernehmung beim Landgerichl anzuruJen, ihn darüber hinaus in der Dienst-
stelfe autzusuchen und ihm im Vorfeld ein Exemplar des eigenen lnlormationsprotokorls zu übe.-
senden.

All diese Merkwürdigkeiten lassen die vermutung nicht fernliegend erscheinen, dass, aus
welchen fragwürdigen und suspekten Gründen immer, ein in wirktichkeit bei der Vernehmung der
Klägerin gar nicht präsenter dritter polizeibeamter durch den zeuggn in den prozess hat einge-
führt werden sollen. Auf jeden Fall ergeben sich ob der zahlreichen Autfälligkeiten und unge-
reimtheiten in dem prozessual zulage getretenen Verhalten des Zeuge

- auch dessen recht ungewöhnlich anmutendes, zudem nur durch eine vorherige
Inlormation der Krägerin über den Abrauf der Beweisaurnahme erkrärriches ver-
halten gegenüber dem Prozessbevo mächtigten der Beklaglen nach dem Ter.
min vom 12. Juri 2012 wird noch Gegenstand der weiteren sachverhartsaufkrä-

rung bzw. Beuneilung in erster Instanz sein müssen _

insgesamt nicht unerhebtiche Gründe daiür, dessen Gtaubwürdigkeit und die Gtaubhaftigkeit sei-
ner Angaben generell entgegen der Einschätzung des sich in vertahrensfehlerhafter weise gar
nicht mil diesen problematischen Aspekten des sachverhaltes in der Beweiswürdigung befas-
senden Landgerichts mit einem großen Fragezeichen zu versehen.

Demgegenüber wird dem Zeugen vom Landgericht im Grunde lediglich vor-
gehalten, dieser habe möglicherweise Außerungen des auf seine eigenen Notizen zurückgreifen-
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den Zeugen rach der Vernehmung der Klägerin mit denen der Klägerin selbst bei der
Vernehmung vermengt und durcheinandergebracht. Abgesehen von dem, wie bereits erräutert,
nachhaltig reduzierten Erkenntnaswert det Notizen des Zeugen der das abschließende,
für das vorgebliche Missverständnis ursächlich gewordene Klärungsgespräch über das Roflicht_
Milieu mit dem Zeugen auch erst in Begleitung und mil UnterstüEung des Kriminal-
kommissars und dann mit dem - sich ausweislich der Vernehmung als völlig ahnungs-
Dzw. erinnerungslos eMeisenden - Kriminalobermeister i geführt haben will, bleiben dabei
wiederum weitere Besonderheiten des Fafles gänzrich außer Betrachr und rassen die Beweiswür-
digung des Landgerichts wie auch die darauf gründende Tatsachenieststelung prozessual
höchst unzulängtich und fehlerhaft erscheinen.

Zum einen steflt sich, sofern die bisrang wenig prausibre Arternative eines durch den Zeu.
gen' oewirKen Missverständnisses ausscheidet, bereits vordringlich die Fra-
ge' welches Interesse überhaupt der von den späteren versicherungsrechtrichen Karamitären der
Klägerin seinerzeit überhaupt nichts wissen könnende Zeuoe daran häne haben kön.
nen, ein inhal ich falsches protokoll über die damaligen Außerungen der Klägerin ihm gegenüber
zu erstellen.

Zum anderen hat der Zeuge was es noch weiter faKisch durch Vernehmuno
der Zeugen und Einsicht der einschlägigen, von Amts wegen nach S 273 Abs. 2 Nr. 2 ZpO bei-
zuziehenden Akten in Erster Instanz aurzukrären girt, unmissverständrich bekundet, er habe das
Gespräch am r3. August 2010 mit der Krägerin aflein ohne die Anwesenhen weiterer personen
geführt und der Ko ege sei überhaupt erst späler in den Fall einbezogen bzw. hinzugezo_
gen worden, da am Brandtage serbst und bis zur vernehmung der sich daruber erstmars drei
Tage später ausrassenden Klägerin von dem RoflichfMirieu, in dem jener gesonded ermittert
habe, überhaupt noch nicht die Rede gewesen sei. Auch die genaueren umstände des seinerzeit
wann und wie genau aufgenommenen Diktats und wann von der Krägerin in werchem Ferti-
gungszustand unstreitig unterschriebenen protokolls bedürfen noch der näheren Aufkläruno.

Ergeben sich a[erdings keine prausibren Anhattspunkte fiir ein hinsichflich der maßgebri-
chen Außerungen der Ktägerin unzutreffendes Diktat des Zeugen - so erlangt damit in
besonderer weise - aber auch unabhängig davon ars notfafls eigenständig zu betrachlender
Aspekt der Beweiswürdigung - die damit im wesentichen konform gehende, bisrang nur unzu-
länglich gewürdigre und in zweiferhafter weise vom Landgericht unter verweis auf ein wiederum
für mögrich gehartenes Missvefständnis rerativierte Aussage des zeugen , (Bt. 160 - 162 Bd. I

d A') besondere Bedeutung, der seinerseits, unter gezugnahme auf seine erkrärterma0en da-
mals so/ort erstelte und vor dem Termin nochmars nachgeresene Gesprächsnotiz, bekundel hal,
dass die Krägerin in einem später geführten Teretongespräch ihm gesagt habe, aüe wüssten bzw.
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hätten gewussl, dass in dem zwischenzeitlich abgebrannten Gebäude unten €ine Tebledance-

Bar und oben ein Puff rein solle bzw. hätte rern sollen. Dle Vorlage dieser speziellen, ausdrück-

lich erwähnten AKennotiz des Zeugen ebenso wie seiner anderen einschlägigen Gesprächsnoti-

zen und der für die Beklagte geJertigten Zwischenberichte wird zwecks notwendiger Präisierung

des entscheidungserheblichen Sachverhalts vor der neuerlichen Vernehmung des Zeugen in

erster Instanz gemäß S 378 Abs. 1 Salz ZPO anzuordnen sein.

Die rein spekulative Annahme des Landgerichts, die Klägerjn habe dem Zeugen seinerzeit

telefonisch wohl nur ein allgemeines lnteresse des Rotlichtmilieus an dem abgebrannten Objekt

mitteilen wollen, erscheint schon nach dem Inhalt des Protokolls eher iemliegend. Der Zeuge

war im Übrigen bei dem b€sagten Telefongespräch nicht dabei, sondern nur bei dem

ersten persönlichen Treffen des Zeuger mit der Klägenn zugegen, bei welcher Gelegenheit

allerdings auch von einem, wenngleich vom Zeugen

denen Stundenhofel gesprochen worden sein soll.

im unverfänglicheren Sinne verstan.

2. lm Hinblick auf das nach S 538 Abs. 2 SaE 't Nr. 1 ZPO bei Vorliegen eines Auihe-

bungsgrundes dem Berufungsgericht erötfnete Ermessen, entweder ungeachtet dessen selbst zu

ermilteln und dergestalt die bisherigen verfahrensdefizite aufuuarbeiten oder gerade deswegen

nochmals dle erste Instanz aufklären und entscheiden zu lassen, erachtet der senat im vorlie-

genden Falle allein eine Aulh eb u ng des erstinstanzlichen Urteils nebst Zu rüc kve r-
w e is u n g der Sache an das Landgericht zwecks weiterer Aufl(lärung des entscheidungser-

heblichen Sachverhalts als sach- und zweckgerechte Maßnahme und damit für unerlässlich,

Die Komplexität wie der Umfang der nochmals komplett zu wiederholenden und auch

punkuell, wie erläutert, zu ergänzenden Beweisaufnahm8 bzw. sachverhaltsaufl(lärung bedingt

deren sachgemäße Durchführung in erster Instanz. Dabei wird es mit der Gegenüberstellung der

Z€ugen nicht sein Bewenden haben können, sondern, wie zuvor einge-

hend erläutert, eine vollständige wiederholung der erslinstanzlichen Beweisaufnahme auch vor

einer zwischenzeitlich personell verändenen Besetzung der i1. Zivilkammer des Landgerichts

Magdeburg unumgänglich sein. Die Zunickverweisung entspricht zudem dem wohlverstandenen

Interesse der Parteien, nicht ohne zwingenden Grund einer Tatsacheninstanz verlustig zu gehen

und bereits in erster lnstanz alle entscheidungserheblichen Rechtsfragen auf der Grundlage ei-

nes, soweil nötig und mö9lich, lückenlos ermittelten Sachverhalts zu klären.

Die vozugsweise von der Beklagten beantragte ZurückveMeisung der Sache an eine an-

dere Kammer des Landgerichts ist, wie sich im geseEessystematischen Umkehrschluss aus der

ein derartiges Procedere gerade nur für die Revisionsinstanz vorsehenden Regelung des S 563
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Abs. 1 Satz 2 zPo ergibl, in det Berutungsinstanz nach $ 538 Abs 2 Satz 1 zPo nicht möglich

(ebenso nam. Reichotd, in'. Thomas/Putzo,ZPO,32. Auf|.,2011, $ 538 Rdnr' 3)'

3. Folgende Hinweise zur weiteren sachbehandlung in erster Instanz, und zwar fÜr den

Fall einer fustgestBllten arglistigen Täuschungshandlung bei Abschluss des Versicherungsvertra-

ges (a), einer möglicherweise stattdessen späte. von der Klägerin unterlassenen Anzeige einer

erst nachträglich eingelretenen Gefahrerhöhung (b) sowie zur sachgerechten und zweckdienli-

chen Fassung des Klageantrages (c), erscheinen abschließend angebracht'

a) Kann die Beklagte eine arglistige Täuschung der Klägerin bei vertragsabschluss am

22. Feüuat 20'10 beweisen, weil diese entgegen det vertraglich anders lautenden Nutzungsde-

klaration von vornherein die Absicht hatts, im obergeschoss des am 01. Februar 2010 ersleiger

ten Grundsücks am ein Stundenhotel für Prostituierte einzurichten, lägen

die vorausseeungen einer arglistigen Täuschung vot, welche die Beklagte gemäß s 123 Abs. 1

BGB in Verb. mitS 22 WG zur - mehrfach erklänen-Anf echtu ng des Versicherungsver-

trages berechtigt und zur rückwirkenden, von Anfang an geltenden Nichtigkeit des Versiche'

rungsvertrags gemäß S 142 Abs. 1 BGB gefilhrt hätte.

Aus dem internen Emailverkehr der Beklagten im vorfeld des vertragsschlusses kann in-

soweit bereits abgeleitet werden, dass die Klägerin in Übereinslimmung mit ihrer Geweöeanmel'

dung eine versicherung des obiekls als Pension beantragt hatte und die Beklagte nur für eine

solche Betriebsart Versicherungsschutz gewähren wollte, nicht hingegen für Betriebsarten wie

Bar, Vergnügungsbetrieb oder Ahntiches. Dementsprechend verhält sich der Versicherungs-

schein vom 05. März 2010, in dem unter der Rubrik EetreösartlEetiebsaden als zulässige Be-

triebsart ausdrücklich nur die einer Gaststätfe (keine BaL Disco, Vergnügungsbetnbö) und einer

pension (mit Restaurant) aufgeführt ist. Die so vereinbarte zulässige Betriebsart lässt in Anse-

hung der beispielhaften, nicht abschließenden Aurzählung unzulässiger Nutzungsarlen den

schluss darauf zu, dass die Beklagte eine mit jeder Art von Prostitution verbundene NuEung der

lmmobilie nicht hat veßichern wollen.

so te die Beklagte bei der vertragsanbahnung nicht ausdrucklich nach einer geplanten

Nutzung als stundenhotel nachgefragt haben, so wäre dies für die Anfechtung wegen arglistiger

Täuschung durch die Beklagte unschädlich, weil sie auch dann möglich ist, wenn der versiche-

rungsnehmer nicht ausdrucklich erfragte, aber wie hier offensichtlich entscheidungserhebliche

umstände dem versicherer nicht angezeigt hat (vgl. sch,mikowski, in'. Rüffer/Halbach/schimi-

kowskr, WG, 2. Autl. 201 1, S 22 Rdnr. 7).
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Arglist auf Seilen der Klägerin kann ebenfalls bejaht werden, weil ihr klar sein musste,

dass die Beklagte keine Gebäudeversicherung für eine Nutzung der lmmobilie als Stundenhotel

für Prostituierte abschließen wÜrde, und sie mit der läuschenden Angabe in der Gewerbe'

Anmeldung vom 23. Mätz 2010, dort eine Pension und Gaststätte betreiben zu wollen' bewusst

und gewollt Einiluss auf die Willensentschließung der Beklagten hat nehmen wollen. Eine zusälz-

liche veMerfliche Gesinnung oder eine Absichr, sich einen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist

nicht erfordedich.

Ein Ausschluss des Anfechtungsrechts der Beklagten etwa deswegen, weil die Klägerin

das Grundstück vor jeglicher Aufnahme des Betriebs mit notariellem Venrag vom 07. Juli 2010 an

den später wiedet abgesprungenen Interessenten verkautt hat, kommt mangels Eigen-

tumseiweö des - damii nicht zum Erwerber geworcjenen - Käuiers nicht in Betracht. Wird die

versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräußert, tritt nach $ 95 Abs. 1 WG an dessen

Stelle der EMerber in die während der Dauer seines Eigentums aus dem Versicherungsverhält-

nis sich ergebenden Rechte und Pflichten des Versicherungsnehmers ein. Nach S 97 Abs. 1

Satz 1 WG ist die Veräußerung dem Versicherer vom Veräußerer oder Erwerber unverzüglich

anzuzeigen. lst die Anzeige unterblieben, ist der Versicherer nach 5 97 Abs. I SaE 2 WG nicht

zur Leislung verpflichtet, wenn der Versicherungsiall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt

eintrin, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, und der Versicherer den mit

dem Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschtossen häne. S 32 BFIMO

enthä11 eine dem GeseU entsprechende Regelung. Eine Veräußerung der versicherten Sache an

Krarsci liegt aber nicht vor, weil mit der bloßen notariellen Beurkundung des Verpftichtungsge-

schäfts nebst Auflassung, aber ohne Grundbucheintragung - die auch ausweistich des vorlie-
genden Grundbuchauszugs (Anlage K la = Bt. 1 - 13 AB) nicht erfolgte noch beantragt war -
kein Eigentumsübergang zu dessen Gunslen gemäß den 55 873 Abs. 1, 925 Abs. 1 BGB ver-

bunden war. Der Kaufuertrag ist auch mittlerweile - wenngleich ohne nachvoltziehbaren Grund

lür einen weiterhin behaupteten Zahlungsvezug des Käufers im August 2010 - einvernehmlich

durch Vertrag vom 20. September 2011 aufgehoben, und in Betretf der tür den Käufer am 13. Juli

20'l0lm Grundbuch eingetragenen Eigentumsübeftragungsvotme*ung liegt eine Löschungsbe-

willigung vof.

b) Sollte sich im Übrigen im Zuge der erstinstanztichen Ermittlung des entscheidungser-

heblichen Sachverhalts herausstellen, dass die Ktägerin erst nach Abschluss des Versicherungs-

vertrages den Enlschluss gefasst hat, im oberen Teit des versicherten Gebäudes ein aut Prostitu-

tion angelegtes Stundenhotel zu fiihren oder zu vermielen, käme wegen der damit verbundenen,

indes pflichtwjdrigerweise nicht angezeigten G e f a h r e r h ö h u n g eine Leistungsfreiheit der

Beklagten nach Maßgabe der 55 23 Abs. 1, 26 Abs. 1 WG in Betracht, die nicht nach S 26

Abs. 3 Nr. 1 WG wieder entiallen sein dürfte.
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c) Schließlich sei nochmals darauf hingewiesen, dass entgegen der bisherigen Antragstel-

lung der Klägerin und der Tenorierung des angefochtenen Urteils das Schreiben der Beklagten

vom 1 1. Januar 201 1 (Anlage K 22 = Bl. 281 AB) keine Rücktrittserklärung enthält und eine An-

fechtung nicht nur mit ienem Schreiben, sondern mit zwei weiteren Schreiben der Beklagten vom

25. Februar (Anlage B3 = 81.50 Bd. I d. A.) und 18. Mai 2011 (Anlage B 7 = Bl. 78 Bd. I d. A.)

erklärt worden ist. Dem wäre bei der künftigen Antragste llu ng der Klägerin in ersler In-

stanz Rechnung zu tragen.

l .

Gerichtskosten für die zweite Instanz konnten wegen der unrichtigen Sachbehandlung in

erster Instanz gemäß s 21 Abs. 1 satz 1 GKG nicht erhoben werden.

Über die außergerichtlichen Kosten des Berufungsverfahrens wird nach Maßgabe der ab-

schließenden Sachentscheidung in erster Instanz zu beflnden sein.

Obschon selbst ohne unminelbar vollstreckungslähigen Inhalt war das Urteil gemäß S 708

Nr. 10 ZPO für vorläufig vollskeckbar zu erklären, wie sich, in Bezug aul die sonst weiterhin ge-

gebene Vollstreckbarkeit der erstinstanzlichen Fntscheidung, aus der Regelung des S 775 Nr. 1

ZPO ergibt (vgl. Heßler, in Zöller, ZPO,30. Aufl., 2014, S 538 Rdnr. 59).

Gründe für eine Zulassung der Revision gemäß 5 543 Abs. 2 gatz 1 ZPO beslehen nicht,

weil die von den Besonderheiten des Einzelfalles geprägle Sache weder grundsätzliche Bedeu.

tung hat noch die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheillichen Rechtsprechung

eine Entscheidung des Bevisionsgerichts im konkreten Fall erfordert.

Vorsitzender Richter am Oberlandesgencht Richter am Oberlandesgericht RiChle. arn Oberlandesgericht


